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Diese Gebäude werden allesamt nach Art. 2 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BayBO als Gebäude der 
Gebäudeklasse 5 eingestuft, da die OKFF des jeweils obersten Geschosses in dem 
Aufenthaltsräume möglich sind, mehr als 13 m über der Geländeoberfläche liegt. Im 
achtgeschossigen Gebäude MOO 4 (EG bis 7.OG) ist eine automatische Parkgarage geplant 
– Mobilitätshub. 
 
Sie sind zudem als Sonderbauten einzustufen, da 
 
• die Gebäude/Bauvolumia MOO 0 und MOO 6 Hochhäuser sind - Art. 2 Abs. 4 Nr. 1 

BayBO, 
• die Geschossfläche in den Regelgeschossen größer als 1.600 m2 ist - Art. 2 Abs. 4 Nr. 3 

BayBO, 
• die Verkaufsräume Flächen von mehr als 800 m2 haben - Art. 2 Abs. 4 Nr. 4 BayBO, 
• Büro- und Verwaltungsnutzungen mit Räumen geplant sind, die einzeln mehr als 400 m2 

haben - Art. 2 Abs. 4 Nr. 5 BayBO, 
• Gebäude mit Räumen geplant sind, die einzeln für eine Nutzung durch mehr als 100 

Personen bestimmt sind - Art. 2 Abs. 4 Nr. 6 BayBO, 
• Versammlungsräume geplant werden, die insgesamt mehr als 200 Personen fassen - Art. 

2 Abs. 4 Nr. 7a BayBO, 
• Gaststätten geplant werden, die mehr als 40 Gastplätze haben - Art. 2 Abs. 4 Nr. 8 BayBO 

und  
• eine KiTa als Tageseinrichtung für Kinder geplant ist - Art. 2 Abs. 4 Nr. 12 BayBO. 
 
 
2. Flächen für die Feuerwehr 
 
2.1 Zufahrten für die Feuerwehr 
 
Alle Gebäudeteile müssen bis auf maximal 50 m anfahrbar sein. Demzufolge müssen auf 
beiden Geländezonen geeignete Feuerwehrzufahrten angelegt werden, die über die 
umgebenden Straßen, d.h. 
 
• die Münchener Straße, 
• die Petersbrunner Straße und 
• die Moosstraße 
 
erreichbar sind.  
 
In zahlreichen Abstimmungen im Projektteam, mit  - Stadt Starnberg - wie 
auch mit  – Prüfsachverständiger für Brandschutz – wurden die Feuerwehr-
Bewegungs- wie auch Aufstellflächen für alle relevanten Gebäude festgelegt – siehe 
beiliegenden Brandschutzplan/Feuerwehrflächen. In diesem Zusammenhang wird auf 
Anmerkungen von  zu den Feuerwehrflächen vom 02.05.2024, unsere 
Stellungnahme dazu vom 19.06.2024 und die Teams-Besprechung vom 31.07.2024 
verwiesen. 
 
Die Feuerwehrzufahren sind auf der Geraden mindestens 3 m und in Kurven mindestens 5 m 
breit. Die zulässigen Kurvenradien (10 m Außenradius) werden beachtet. Zudem werden bei 
Zufahrten, die länger als 30 m sind, geeignete Wendemöglichkeiten berücksichtigt. Über 
diese Zufahrten werden auch Aufstell- und Bewegungsflächen erreicht. 
 
 
 
 
 
 
 



 

3 

 
Bei der Planung der Außenanlagen werden Freischankflächen sowie Flächen für 
Veranstaltungen wie auch verkehrsberuhigende Maßnahmen, wie z.B. Pflanztröge, 
Schwellen, Höcker, etc. so angeordnet, dass sie die Flächen für die Feuerwehr nicht 
beeinträchtigen. Gleiches gilt für Bäume, Parkflächen oder Straßenbeleuchtungsmaßnahmen 
im Bereich der Bewegungs- und vor allem Aufstellflächen. 
 
Die Zufahrten wie auch die Bewegungs- und Aufstellflächen werden so befestigt, dass sie 
von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast bis zu 10 t und einem zulässigen 
Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden können Dies betrifft auch und insbesondere 
befahrbare Tiefgaragendecken. Hierbei wird auf die DIN EN 1991-1-1:2010-12 i. V. m. DIN 
EN 1991-1-1/NA:2010-12 verwiesen. 
 
Die genannten Anforderungen gelten auch für Bereiche der wassergebundenen Wegedecke, 
die für die Feuerwehr überfahrbar sein müssen.  
 
 
2.2 Aufstellflächen 
 
Feuerwehr-Aufstellflächen zur Anleiterung der Gebäudefassaden sind für die Gebäude MOO 
7 bis MOO 15, ausgenommen MOO 9 und MOO 12, geplant. Dazu werden Aufstellflächen 
senkrecht zu den Gebäudefassaden des Gebäude MOO 7, und solche parallel zu den 
Gebäudefassaden der Gebäude MOO8, MOO 10, MOO 11, und MOO 13 bis MOO15 
vorgesehen. Diese Aufstellflächen werden so platziert, dass sie die Feuerwehrumfahrung 
nördlich der Gebäude MOO 8 bis MOO 11 nicht beeinträchtigen. Für die Feuerwehrzufahrt 
mit Aufstellflächen zwischen den Gebäuden MOO 9/MOO 13 und MOO 10/MOO 14 erhält im 
Süden eine geeignete Wendemöglichkeit. 
 
In allen anderen Gebäuden werden die erforderlichen beiden Rettungswege baulich 
sichergestellt, entweder durch zwei bauliche notwendige Treppenräume (MOO 
0/Gebäude_Ost bis MOO 5), einen Schachteltreppenraum (MOO 9 und MOO 12) oder durch 
einen Sicherheitstreppenraum (MOO 0/Gebäude_West). 
 
 
2.3 Bewegungsflächen 
 
Bewegungsflächen, auf denen der Löschangriff vorbereitet wird, sind mindestens 12 m lang 
und 7 m breit. Sie liegen grundsätzlich nicht auf Zufahrten. 
 
Ausgenommen hiervon ist die Bewegungsfläche südlich von MOO 2 und MOO 3, südlich von 
MOO 3 und MOO 4 und nördlich von MOO 5 und MOO 6. Diese Bewegungsflächen liegen 
auf der Feuerwehrumfahrung und ragen nach Norden in den Grünbereich zwischen den 
Gebäuden MOO 2 und MOO 3 bzw. MOO 3 und MOO 4 bzw. nach Süden zwischen den 
Gebäuden MOO 5 und MOO 6. Die teilweise Lage auf der Feuerwehrumfahrung ist 
vertretbar, da die Zufahrt zu dieser Umfahrung sowohl vom Os     Westen 
möglich ist. 
 
Auf eine weitere Feuerwehr-Bewegungsfläche südlich MOO 1/MOO 2 wird verzichtet, da 
südlich der Umfahrung eine weitere Fläche für die Feuerwehr und zwar nördlich MOO 5/MOO 
6 zur Verfügung steht, von denen aus die Gebäude MOO 1/MOO 2 über eine etwa 4 m 
breiten geraden Weg auf relativ kurze Distanz erreichbar sind. Unabhängig davon würde die 
gewünschte zusätzliche Bewegungsfläche einen großen Einschnitt in die erforderlichen 
Grünanlagen bedeuten. 
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Im zentralen Bereich auf der wassergebundenen Wegedecke wird eine zusätzliche 
Bewegungsfläche so angeordnet, dass sie die Feuerwehrumfahrungen nördlich der Gebäude 
MOO 8 bis MOO 11 sowie die Zufahrt zur südlichen Aufstellfläche Gebäude MOO 7 nicht 
beeinträchtigen. 
 
Die Bewegungsflächen werden grundsätzlich so positioniert, dass sie grundsätzlich nicht 
weiter als 50 m von allen Gebäudeteilen entfernt sind. 
 
 
3. Löschwasserversorgung 
 
Gebäude müssen eine ausreichende Löschwasserversorgung aufweisen, um wirksame 
Löscharbeiten zu ermöglichen. Diese Pflichtaufgabe der Gemeinde, ausreichendes 
Löschwasser für die wirksame Brandbekämpfung bereitzuhalten, ergibt sich nicht aus dem 
Bauordnungsrecht, sondern den landesspezifischen Feuerwehrgesetzen – hier: Bayerisches 
Feuerwehrgesetz (BayFwG; Art. 1 Abs. 2 S.2). 
 
3.1 Ermittlung des Löschwasserbedarfs 
 
Die Ermittlung des Löschwasserbedarfes/Grundschutz erfolgt grundsätzlich nach dem 
DVGW-Arbeitsblatt W 405, insbesondere Tabelle 1 „Richtwerte für den Löschwasserbedarf 
(m3/h) unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung“. 
Differenzierung der baulichen Nutzung erfolgt dabei nach § 17 der Baunutzungsverordnung. 
 
Die zu beurteilenden Gebäude besitzen bis zu sechs Vollgeschosse (Bauvolumina MOO 1 
bis MOO 5 und MOO 7 bis MOO 15) bzw. zehn Vollgeschosse (Bauvolumina MOO 0 und 
MOO 6) – N > 1. Die Geschossflächenzahl (GFZ) liegt je Gebäude zwischen 1 und 2,4. Die 
Gefahr der Brandausbreitung wird als gering eingestuft, da die Umfassungswände der 
einzelnen Gebäude massiv und somit mindestens feuerhemmend hergestellt werden – Art § 
26 Abs. 2 S.1; HS 2 BayBO. 
 
Im vorliegenden Fall ist eine Löschwasserversorgung von mind. 1600 l/min (96 m³/h) für 120 
min und einem Fließdruck von 1,5 bar (vgl. Abschnitt 7 DVGW Arbeitsblatt W 405) 
ausreichend. Es handelt sich hierbei um den Grundschutz, den die Gemeinde sicherstellen 
muss.  
 
In diese Betrachtung wird nach Abstimmung mit  auch der südlich gelegene 
Starnberger See einbezogen. 
 
Auch bei Bränden von Kraftfahrzeugen mit Lithium-Ionen-Akkus in den Garagengeschossen 
(Ladestationen für Elektroautos) gilt Wasser als geeignetes Löschmittel (vgl. Abschnitt 3.2 der 
„Risikoeinschätzung Lithium-Ionen Speichermedien“ (Deutscher Feuerwehrverband/DFV). 
Gemäß dieser Risikoeinschätzung gehen von zertifizierten Elektrofahrzeugen weitgehend 
vergleichbare Gefahren aus, wie von kraftstoff- oder gasbetriebenen Fahrzeugen. Auch die 
Brandleistung ist nach genannter Risikoeinschätzung vergleich  rzusätze sind 
somit nicht notwendig. 
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3.2 Löschwasserhydranten 
 
Die Überflurhydranten nach DIN EN 14384 und/oder Saugstellen 
(Löschwasserentnahmestellen) dafür müssen sich im Umkreis von maximal 300 m (Radius) 
um die Gebäude befinden. Jede Löschwasserentnahmestelle sollte dabei eine 
Löschwasserentnahme von 24 m3/h über die Dauer von zwei Stunden ermöglichen. 
 
Die Entnahmemöglichkeiten für den ersten Löschangriff dürfen nach den Vorgaben des 
Fachausschusses Vorbeugender Brand –und Gefahrenschutz der deutschen Feuerwehren 
(FA VB/G) „Löschwasserversorgung aus Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ nicht 
weiter als 75 m von den Zugängen des Grundstücks entfernt sein. 
 
Auf dem Gelände des Ensembles bzw. den einzelnen Grundstücken müssen daher in 
Abstimmung mit der Gemeinde Starnberg geeignete Löschwasserentnahmestellen geplant 
werden. Die hygienischen Grundsätze sind zu beachten. 
 
 
4. Äußere Brandwände 
 
Das Bauvolumen MOO 0 ist östlich der Petersbrunner Straße auf einem eigenen Grundstück 
(Flur-Nr. 834/2) geplant. Das Untergeschoss mit Tiefgarage überspannt das gesamte 
Grundstück. Seine Außenwände, ausgenommen die zur Petersbrunner Straße, müssen 
demnach als äußere Brandwände errichtet werden. Anders verhält es sich um das 
oberirdische Gebäude/Hochhaus. Seine Umfassungswände sind weiter als 2,50 m zu den 
umgebenden Grundstücksgrenzen im Norden, Osten und Süden entfernt. Aus 
brandschutztechnischer Sicht sind daher keine äußeren Brandwände notwendig. 
 
Die Bauvolumina MOO 1 bis MOO 15 werden über das gemeinsame Untergeschoss mit 
Tiefgarage miteinander verbunden. Oberirdisch gelten jeder Baustein bzw. jedes Bauvolumen 
als eigenständiges Gebäude. Ob eine Verschmelzung der ursprünglich unterschiedlichen 
Grundstücke (Flur-Nr. 834, 837, 837/1, 837/3, 837/4, 840, 840/1, 841 und 841/27), eingefasst 
durch die Münchener, die Petersbrunner und die Moosstraße, vorgenommen wird, ist zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt. Die Grundstücksgrenzen sind in den Planunterlagen 
strichliert dargestellt. Betrachtet man die beschriebenen Einzelgrundstücke künftig als eines, 
müssen die Außenwände des großen Untergeschosses in Richtung Norden zu den dortigen 
Grundstücken wie auch im Süden zum Grundstück (Flur-Nr. 841/3) als äußere Brandwände 
hergestellt werden. 
 
 
5. Innere Brandwände; Brand- und/oder Rauchabschnitte 
 
5.1 Unterirdische, geschlossene Großgaragen 
 
Sowohl die Garage in den beiden Untergeschossen des Bauvolumens MOO 0 als auch die in 
den Untergeschossen der Bauvolumina MOO 1 bis MOO 15 ge     . 2, 3 und 7 
GaStellV als geschlossene unterirdische Großgarage. Sie umfassen im Einzelnen   
Nutzflächen von deutlich mehr als 1.000 m2.  
 
Die Rauchabschnittsfläche darf ohne weitere Maßnahmen höchstens 2.500 m2 betragen, mit 
Sprinklerschutz hingegen bis zu 5.000 m2 – vgl. § 10 Abs. 1 S.2 Nr. 2 GaStellV. Diese 
Rauchabschnitte werden durch feuerhemmende Wände voneinander getrennt. 
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7. Geschossdecken und tragende Bauteile 
 
Tragende und aussteifenden Bauteile sowie die Geschossdecken sind in allen Gebäuden 
auch in den Hochhäusern (OKFF > 22 m aber < 30 m) feuerbeständig zu errichten – vgl. Art. 
25 Abs. 1 S.2 Nr. 1, Art. 29 Abs. 1 S.2 Nr. 1 BayBO sowie § 4 Abs. 1 S.1 VStättV, § 4 Abs. 1 
S.1 BStättV, § 3 Abs. 1 Nr. 3 BayVkV und § 6 Abs. 1 GaStellV. 
 
Ungeschützte Öffnungen in Geschossdecken sind möglich innerhalb derselben 
Nutzungseinheit mit insgesamt nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als zwei Geschossen – 
vgl. Art. 29 Abs. 4 Nr. 2 BayBO. Sollen Öffnungen in größeren Nutzungseinheiten und über 
mehr als zwei Geschosse möglich sein, eignet sich eine Sprinkleranlage als Kompensation in 
Anlehnung an § 7 Abs. 3 S.2 Nr. 1 BayVkV. Dennoch ist ein Antrag auf Abweichung von Art. 
29 Abs. 4 Nr. 2 BayBO zu stellen. 
 
Im Bereich der Elektroladestationen in der Tiefgarage ist eine Ertüchtigung der ursprünglich 
feuerbeständigen Geschossdecken (F90) auf eine Feuerwiderstandsdauer von 120 Minuten 
(F120) anzustreben, um der besonderen Branddauer bei Elektrobränden gerecht zu werden. 
 
 
8. Treppenräume/Treppenraumwände 
 
Alle Gebäude müssen über mindestens einen notwendigen Treppenraum entfluchtet werden 
(baulicher Rettungsweg). Seine Wände sind feuerbeständig und in Bauart einer Brandwand 
herzustellen. 
 
In den Hochhäusern sind mindestens zwei notwendige Treppenräume oder alternativ ein 
Sicherheitstreppenraum vorzuhalten, um die erforderlichen zwei baulichen Rettungswege zu 
gewährleisten (Abschnitt 4.1.1. HHR). Wird anstelle zweier notwendiger Treppenräume ein 
innenliegender Sicherheitstreppenraum geplant, so muss dieser einen geeigneten Vorraum 
haben. Notwendige Flure im Anschluss an den Vorraum runden die Sicherheitskaskade ab 
(Abschnitt 4.2.8 HHR). 
 
Durch Druckbelüftungsanlagen/Rauchschutzdruckanlagen (RDA) muss verhindert werden, 
dass Rauch in innenliegende Sicherheitstreppenräume eindringt – vgl. Abschnitt 6.2.1 HHR. 
 
Die Treppenräume, die nicht nur der Benutzung der Garagen dienen, müssen durch eine 
Sicherheitsschleuse von der Garage getrennt sein – vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 1 GaStellV. Die 
Schleusen haben feuerbeständige Umfassungswände. 
 
 
9. Trennwände zwischen Nutzungseinheiten 
 
Die Trennwände zwischen den aneinandergrenzenden Büro-/Gewerbe-Nutzungseinheiten 
und Wohnungen werden entsprechend der vorliegenden Gebäudeklasse 5 feuerbeständig 
hergestellt (Art. 27 Abs. 2 Nr. 3 BayBO). Dies gilt auch für die T  hen den 
Garagen und Räumen, die nicht der Garagennutzung dienen (§ 8 Abs. 1 S.1 GaStellV). 
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10.  Notwendige Flure 
 
Innerhalb der geplanten Büro-Nutzungseinheiten/NE wird grundsätzlich auf die Ausbildung 
notwendiger Flure verzichtet. Dies ist nach Art. 34 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 BayBO ohne 
Kompensationsmaßnahmen zulässig, wenn eine der geplanten NE eine BGF von nicht mehr 
als 400 m2 hat. Größere Büro-Nutzungseinheiten sind grundsätzlich möglich, wenn geeignete 
Kompensationsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden, wie z.B. ein zweiter baulicher 
Rettungsweg, eine normgerechte Brandmeldeanlage oder eine normgerechte 
Sprinkleranlage. Gleiches gilt für Gewerbe-Nutzungseinheiten, die größer als 200 m2 sein 
sollen. 
 
Die Wände notwendiger Flure müssen mindestens feuerhemmend hergestellt werden (vgl. 
Art. 34 Abs. 4 S.1 BayBO, Abschnitt 3.2.5 Nr. 3 HHR). 
 
 
11.  Rettungswege 
 
11.1 Erster und zweiter Rettungsweg 
 
Die ersten Rettungswege aus allen geplanten Büro-/Gewerbe-Nutzungseinheiten und 
Wohnungen (OKFF < 22 m) werden baulich jeweils über einen notwendigen Treppenraum 
sichergestellt. Der jeweils zweite und davon unabhängige Rettungsweg kann über 
Rettungsgeräte der Feuerwehr gewährleistet werden, sofern es die zur erwartenden 
Personenzahlen in den Einheiten erlauben – vgl. Art. 31 Abs. 2 S.2 BayBO. 
 
In den Hochhäusern müssen beide Rettungswege ebenfalls baulich sichergestellt werden. 
Dazu eigen sich zwei notwendige Treppenräume oder ein Sicherheitstreppenraum – siehe 
Punkt 8. 
 
Auch die Rettungswege aus Versammlungs-, Verkaufs-, Beherbergungs- und Gasträumen 
sowie der KiTa müssen allesamt baulich sichergestellt werden. Gleiches gilt für die beiden 
unterirdischen Großgaragen. 
 
In den beiden Gebäuden MOO 9 und MOO 12 werden die bauordnungsrechtlich 
erforderlichen Rettungswege über je einen „Schachteltreppenraum“ sichergestellt, also 
baulich. Auf eine Anleiterung wird in diesen Gebäuden verzichtet. 
 
11.2 Rettungsweglängen und -breiten 
 
Die maximal zulässige Rettungsweglänge beträgt grundsätzlich 35 m bis zum notwendigen 
Treppenraum (Art. 33 Abs. 2 S.1 BayBO). Allerdings formulieren Sonderbauverordnung, wie 
z.B. die VStättV, die BayVkV, die GaStellV davon abweichende Maße, die es zu 
berücksichtigen gilt. Auch die Rettungswegbreiten – lichte Durchgangsmaße – werden je 
nach Sondernutzung unterschiedlich bewertet. 
 
 
12.  Brandmelde- und Alarmierungsanlage (BMA) 
 
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen (BMA) sind bauordnungsrechtlich grundsätzlich nicht 
verbindlich für Gebäude der Gebäudeklasse 5. 
 
In Hochhäusern, Versammlungsstätten (A > 1.000 m2), Verkaufsstätten (A > 2.000 m2), in 
Großgaragen (A > 1.000 m2) und Beherbergungsstätten (A > 60 Gastbetten) sind 
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen verbindlich. 
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Als automatische Brandmelder werden i.d.R. Rauchmelder eingesetzt (VDE 0833 Teil 2). 
Sprinkler können als automatische Brandmelder ebenso eingesetzt werden. 
 
Die Alarmierung erfolgt grundsätzlich durch Sirenen nach DIN 33 404. In 
Versammlungsstätten (A > 1.000 m2) und Verkaufsstätten (A > 2.000 m2) müssen dazu 
Sprachalarmierungsanlagen (SAA) eingesetzt werden. 
 
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen eigen sich auch als Kompensationsmaßnahme, um 
Abweichungen vom Bauordnungsrecht zu rechtfertigen. 
 
 
13.  Steigleitungen 
 
In Gebäuden, die höher als 13 m sind (OKFF), müssen in den notwendigen Treppenräumen 
trockene Steigleitungen nach DIN 14462 berücksichtigt werden. 
 
In den Hochhäusern müssen anstelle trockener nasse Steigleitungen (Wandhydranten/Typ F; 
200 Liter/min bei einer Gleichzeitigkeit von drei Hydranten) eingesetzt werden. Die 
Entnahmestellen müssen dabei in den Vorräumen der Sicherheitskaskade etabliert werden. 
 
 
14.  Sprinkleranlage/automatische Löschanlage 
 
Hochhäuser müssen grundsätzlich gesprinklert werden – vgl. Abschnitt 6.3.1.1. Dies gilt nicht 
für Hochhäuser, die den Anforderungen des Abschnitts 8.1 HHR entsprechen. Danach muss 
an der Gebäudefassade eine mindestens 1 m hohe feuerbeständige Brüstung berücksichtigt 
werden und Nutzungseinheiten dürfen nicht größer als 200 m2 sein. 
 
Hochhäuser mit innenliegendem Sicherheitstreppenraum müssen grundsätzlich gesprinklert 
werden – vgl. Abschnitt 4.2.1 S.2 HHR. 
 
In allen anderen Gebäuden eignet sich eine normgerechte Sprinkleranlage, um Vorteile in 
Bezug auf 
 
• die Brand- und/oder Rauchabschnittsfläche 
• die Größe der Büro-/Gewerbe-Nutzungseinheiten, 
• ungeschützte Deckenöffnungen sowie 
• die Rauchableitung 
 
zu generieren bzw. entsprechende Abweichungen vom Bauordnungsrecht zu kompensieren. 
 
Auch in Bezug auf Elektrobrände in der Tiefgarage (E-Ladestationen) wirkt sich die 
automatische Löschanlage positiv aus. So ist sie in der Lage, eine unkontrollierte 
Brandausbreitung ausgehend von Kfz zu Kfz zu behindern, zumindest solange bis die 
Feuerwehr vor Ort ist. Die Kühlwirkung durch die Löschanlage   ektivität der 
Löscharbeiten durch die Einsatzkräfte. 
 
Der VdS als Schadensversicherer und „Herausgeber“ der VdS CEA 4001 als anerkannte 
Regel der Technik für automatische Löschanlagen verlangt bei der Auslegung der 
Sprinkleranlage auch unter Berücksichtigung der Ladestationen für Elektroautos in den 
Garagengeschossen grundsätzlich keine weiteren Maßnahmen und/oder Löschmittelzusätze. 
Die Wasserbevorratung/-versorgung sollte allerdings anstelle der für Garagen übliche 40 
Minuten (Wirkzeit gemäß Abschnitt 7.1.1 VdS CEA 4001) für 60 Minuten zur Verfügung 
stehen, um ausreichend kühlen zu können. 
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15.  Rauchableitung/-abzug 
 
Die Rauchableitung der beiden unterirdischen Großgaragen kann bei Sprinklerschutz über 
die Lüftungsanlage (Luftleistung > 12 m3/h und m2) gewährleistet werden – vgl. § 15 Abs. 3 
Nr. 2 GaStellV. Andernfalls muss eine maschinelle Rauchableitung mit mindestens 10-
fachem Luftwechsel und 300 °C beständigem Ventilator und entsprechenden Kanälen oder 
aber eine natürliche über Lichtschächte (1.000 cm2/Einstellplatz; maximal 20 m entfernt von 
jedem Einstellplatz) hergestellt werden. 
 
In den oberirdischen Büro-, Gewerbe-, Hotel- und Wohnbereichen kann die Rauchableitung 
grundsätzlich über Fenster sichergestellt werden. 
 
Lediglich Versammlungsräume (A > 200 m2) benötigen entweder Fenster mit mindestens 2% 
freier Öffnungsfläche oder maschinelle Rauchabzugsanlagen mit einem Luftvolumenstrom 
von mindestens 36 m3/h je m2 – vgl. § 16 Abs. 2 VStättV. Bei Sprinklerschutz kann hier auf 
Kaltentrauchung reduziert werden, der Luftwechsel bleibt jedoch. 
 
Ein etwaiger Brand einer E-Ladestation und/oder einer Lithium-Batterie (Elektroauto) hat 
keine nennenswerten Auswirkungen auf die Temperaturbeständigkeit der 
Lüftungsanlage/Kaltentrauchung, da die Sprinkleranlage automatisch und effektiv kühlt und 
so eine kritische Temperaturerhöhung verhindert. 
 
 
16.  Feuerwehraufzug 
 
Die Hochhäuser benötigen Feuerwehraufzüge, die in allen Geschossen innerhalb von 50 m 
erreichbar sein müssen – vgl. Abschnitte 6.1.1.1 und 6.1.1.2 HHR. Sie müssen geeignete 
Vorräume haben bzw. in eine Sicherheitskaskade integriert werden. Dabei dürfen 
Sicherheitstreppenräume und Feuerwehraufzüge gemeinsame Vorräume haben. 
 
 
17.  Druckbelüftungsanlage/Rauchschutzdruckanlage (RDA) 
 
Durch geeignete Druckbelüftungsanlagen muss sichergestellt werden, dass Rauch weder in 
Sicherheitstreppenräume noch in Feuerwehraufzüge eindringen kann (Abschnitt 6.2.1 HHR).  
 
Dazu sind die erforderlichen Mindestluftgeschwindigkeiten von 2 m/s 
(Sicherheitstreppenraum) und 0,75 m/s (Feuerwehraufzug) zu berücksichtigen und darüber 
hinaus, dass diese Luft über vertikale Schächte ohne Rückstau abströmen kann. 
 
 
18. E-Mobilität, E-Kfz und E-Ladestationen in der Tiefgarage 
 
Gemäß des leitenden Branddirektors und Vorsitzenden des Fachausschusses Vorbeugender 
Brand- und Gefahrenschutz der deutschen Feuerwehren (AGB    gestalten 
sich Löscharbeiten an Elektrofahrzeugen/-Ladestationen unter Umständen etwas schwieriger 
als die Brandbekämpfung von herkömmlich angetriebenen Fahrzeugen. Jedoch nicht 
komplexer oder gefahrbringender als etwa ein Brand eines gasbetriebenen Kfz.  
 
Bei einer baurechtskonform errichteten Garage stehen das Abstellen sowie das Aufladen von 
Elektrofahrzeugen mit einer zertifizierten Ladeeinrichtung nicht im Widerspruch zu den 
geltenden Vorgaben des Bauordnungsrechts. 
 
 
 
 
 






